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Bei der Größenbestimmung der Abwasserreinigungs­
anlagen sind spätere Erweiterungen des Industrie­
betriebes zu berücksichtigen.

(2) Die Bedingungen des Gutachtens für die Art der 
Abwasserreinigungsanlagen und gegebenenfalls für 
eine wiederholte Verwendung des Wassers (Umlauf­
und Rücklaufverfahren) innerhalb des Betriebes sind 
bei der Erteilung der Standortgenehmigung für die 
Vorprojektierung, Projektierung und Baudurchführung 
zur Auflage zu machen.

(3) Die Vorprojekte und Projekte sind vor ihrer Be­
stätigung in ihrem wasserwirtschaftlichen Teil von der 
Gütekontrolle der Wasserwirtschaft zu prüfen. Die Auf­
lagen des Prüfbescheides sind verbindlich.

(4) Der Bau von Abwasserreinigungsanlagen hat 
gleichzeitig mit der Errichtung der Produktionsanlagen 
zu erfolgen. Die Reinigungsanlagen sind bereits bei 
einer Inbetriebnahme von 10 °/o der abwassererzeugen­
den Produktionsanlagen mit der entsprechenden Lei­
stung in Betrieb zu nehmen.

(5) Die gewerblichen und industriellen Abwasser­
reinigungsanlagen sind nach dem neuesten Stand der 
Technik zu projektieren und zu errichten, wobei die 
Wiedergewinnung von Werkstoffen und ihre Nutz­
barmachung in der Volkswirtschaft in möglichst hohem 
Umfange zu erfolgen hat. Außerdem ist bei der Pro­
jektierung und Bauausführung den Erfordernissen der 
Volkserholung (Baden, Wassersport) und der Fischerei 
Rechnung zu tragen.

Für die landwirtschaftliche Abwasserverwertung ist 
die Zustimmung der zuständigen Kreis-Hygiene­
lnspektion erforderlich.

§ 3
Instandsetzung bestehender Abwasserreinigungs­

anlagen
(1) Abwasserreinigungsanlagen, die infolge unzurei­

chender Unterhaltung oder aus sonstigen Gründen 
nicht oder nur teilweise betrieben werden, sind unver­
züglich mit der größtmöglichen Leistung wieder 
instand zu setzen.

(2) Die Instandsetzung hat umgehend zu erfolgen und 
muß mit Ablauf des Jahres 1958 vollendet sein.

§ 4
Betrieb von Abwasserreinigungsanlagen

(1) Jeder wassernutzende und abwassererzeugende 
Betrieb hat, soweit er die wasserwirtschaftlichen Ver­
hältnisse ungünstig beeinflußt, auf Verlangen der Was­
serwirtschaft einen Mitarbeiter als Wasserbeauftragten 
zu benennen. Der Wasserbeauftragte hat für die Ein­
haltung der gesetzlichen Vorschriften, der Auflagen 
und Vereinbarungen über die Wasserentnahme, die 
Verwendung des Wassers innerhalb des Betriebes und 
die Abwassereinleitung zu sorgen.

Er ist verpflichtet, über alle für die Beurteilung der 
Wasserentnahme und der Abwassereinleitung nach 
Menge und Beschaffenheit erforderlichen Angaben 
Aufzeichnungen zu machen und diese den Beauftragten 
des Amtes für Wasserwirtschaft auf Verlangen zur Ein­
sichtnahme vorzulegen.

(2) Die Beauftragten des Amtes für Wasserwirtschaft 
sind berechtigt, in jedem abwassererzeugenden Betrieb 
die Einhaltung der für die Entnahme, Benutzung und 
Einleitung erteilten Bedingungen zu kontrollieren.

(3) Entsprechen die Abwasserreinigungsanlagen nicht 
den erteilten Auflagen oder sind dem Betrieb bisher 
keine oder keine ausreichenden Auflagen für die Ent­
nahme, Nutzung und Reinigung des Wassers erteilt, so 
ist der zuständige VEB Wasserwirtschaft berechtigt, 
mit dem Produktionsbetrieb eine schriftliche Verein­
barung über die Entnahme, Nutzung und Reinigung des 
Wassers abzuschließen. Kommt eine Vereinbarung nicht 
zustande, hat der VEB Wasserwirtschaft die Einleitung 
eines wassergesetzlichen Genehmigungs- bzw. Erlaub­
nisverfahrens zu veranlassen.

§ 5
Ordnungsstrafen

(1) Wer vorsätzlich oder fahrlässig
a) eine Abwasserreinigungsanlage nach § 1 Abs. 2 und 

§ 2 Abs. 4 nicht rechtzeitig errichtet,
b) bei der Projektierung oder beim Bau einer Ab­

wasserreinigungsanlage nach § 1 Abs. 3 und § 2 
Absätze 2 und 3 die erteilten Auflagen nicht ein­
hält,

c) beim Betrieb einer Abwasserreinigungsanlage die 
in den Vereinbarungen nach § 4 Abs. 3 , oder den 
wassergesetzlichen Genehmigungen oder Erlaub­
nissen festgelegten Bedingungen und Auflagen 
nicht einhält,
wird mit einer Ordnungsstrafe bis zu 500 DM bestraft.

(2) Ist durch vorsätzliche Zuwiderhandlung ein größe­
rer Schaden eingetreten oder zu erwarten, so kann auf 
eine Ordnungsstrafe bis zu 1000 DM erkannt werden.

§ 6
Ordnungsstrafverfahren

(1) Zuständig für die Durchführung des Ordnungs­
strafverfahrens ist der Rat des Kreises.

(2) Für den Erlaß des Ordnungsstrafbescheides und 
die Durchführung des Verfahrens gelten die Bestim­
mungen der Verordnung vom 3. Februar 1955 über die 
Festsetzung von Ordnungsstrafen und die Durchfüh­
rung des Ordnungsstrafverfahrens (GBl. I S. 128).

§ 7
Schlußbestimmungen

(1) Diese Verordnung tritt einen Monat nach ihrer 
Verkündung in Kraft.

(2) Durchführungsbestimmungen zu dieser Verord­
nung erläßt das Amt für Wasserwirtschaft im Einver­
nehmen mit der Staatlichen Plankommission und, so­
weit erforderlich, mit dem Ministerium für Gesund­
heitswesen.

(3) Die Bestimmungen der Verordnung vom 4. Dezem- 
-ber 1952 über die Hygieneinspektion (GBl. S. 1271) und 
der Verordnung vom 23. Juli 1953 über die hygienische 
Überwachung von Wasser und Abwasser (GBl. S. 913) 
bleiben unberührt.

Berlin, den 15, März 1956

Der Ministerrat 
der Deutschen Demokratischen Republik

Der Ministerpräsident Amt für Wasserwirtschaft 
G r o t e w o h l .  M u s t e r l e

Leiter


